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Rettung von Arminia Bielefeld

Martin Krause

Die Krise ge-
hört bei Armi-

nia Bielefeld fast
zum Geschäftsmo-
dell. Skandale, Ab-
stiege und Beinahe-
Pleiten haben im-
merwieder fürEmo-
tionen und großes
Theater gesorgt. Doch dies-
mal ist die Krise so tief wie lan-
ge nicht – denn die Probleme
sind immer nur aufgescho-
ben, aber nie gelöst worden. So
groß ist der Schlamassel, dass
er alle Beteiligten inklusive der
Wirtschaft in OWL zu einem
Bekenntnis zwingt: Sein oder
Nichtsein, Arminia?
Dass der Ausbau des Sta-

dions teurer war als gedacht
und den Verein mit Verzöge-
rung fast in den Ruin getrie-
ben hätte, ist Teil der Wahr-
heit. Managementfehler dürf-
ten hinzugekommen sein.
Zehntausende Arminia-

Fans werden aufatmen. Denn
jetzt heißt es: Schwamm drü-
ber. Der Verein bekommt fri-
sches Geld, die Schüco-Arena,
als „Alm“ bundesweit be-
kannt, soll verkauft werden.
Der Verein verliert damit eine
enorme Last und kann, wenn
alles klappt, befreit aufspielen.
Dass die Arminia für ihre Büh-
ne – den Rasen – künftig Mie-
te oder Pacht zahlen muss, ist
den Vereinsoberen bewusst.
Dass sie ihre Seele verkauft hät-
ten, wird ihnen aber niemand
ernsthaft vorwerfen.VieleVer-
eine können sich kein eigenes
Stadion leisten. Wozu auch?
Der vom neuen Arminia-

Macher Markus Rejek erarbei-
tete Sanierungsplan entspricht
Ideen, die schon vor Jahren die

Runde machten.
Der Unterschied:
Diesmal scheinen
die guten Ideen mit
konkreten Zusagen
unterfüttert zu sein.
Aus Flausen wur-
den Konzepte.
Bevor die Sekt-

korken knallen, sollten die
Feinarbeiten abgewartet wer-
den. Einiges ist nochnicht ganz
in trockenen Tüchern, vom
Stadionverkauf bis zum Schul-
denschnitt. Eine Rolle spielt
dabei auch die Frage an die
Gläubiger: Dürfen die das? Auf
Geld verzichten?
Für private Geber ist die

Antwort einfach: Sie haben so
die Chance, wenigstens einen
Teil ihres Geldes wiederzuse-
hen. Sie machen sich um den
Verein verdient, tun Werbe-
wirksames für OWL und sei-
ne Menschen und können das
steuerlich geltend machen.
Daraus und aus der Beteili-

gung der Stadt Bielefeld und
des Landes NRW ergibt sich
die Frage, ob auch der Steuer-
zahler zur Kasse gebeten wer-
den darf. Für Fußballfans ist
klar: Natürlich. Wenn städti-
sche Theater, deren Existenz-
berechtigung hier nicht be-
zweifelt wird (im Gegenteil),
alljährlich mit zweistelligen
Millionenbeträgen subventio-
niert werden, dann scheint ein
geringeres einmaliges Scherf-
lein für einen Publikumsma-
gneten wie Arminia sehr ver-
tretbar. Ansonsten wäre noch
mancher Posten in den öf-
fentlichen Haushalten angreif-
bar. martin.krause@
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ZEICHNUNG: PEPSCH GOTTSCHEBER

Die Belegungsquoten liegen teils deutlich
über 100 Prozent. Es herrscht großer Personalmangel

Von Dennis Bleck

¥ Bielefeld/Detmold.Diemeisten Jus-
tizvollzugsanstalten (JVA) in Nord-
rhein Westfalen sind überlastet. Das
geht aus einer internenAuswertungdes
NRW-Justizministeriums hervor. Zu
den betroffenen Haftanstalten zählen
mit der JVA Bielefeld-Brackwede und
der JVA Detmold auch zwei Einrich-
tungen aus Ostwestfalen-Lippe. In
Brackwede sind derzeit 554 Gefange-
ne untergebracht, obwohl es nur 542
Plätze gibt. In Detmold liegt die Aus-
lastung aktuell bei 98,6 Prozent. Ein
Gefängnisgiltallerdingsschonbeieiner
Belegungsquotevon90Prozentals voll.
„Der Grund hierfür sind die Unter-

suchungshaft-Zahlen, die in den ver-
gangenen zwei Jahren explodiert sind“,
sagtOliverBurlage, Leiter der JVADet-
mold. Das Gericht verhänge diese
Zwangsmaßnahme immer häufiger,
um zu verhindern, dass beispielsweise
kriminelle Flüchtlinge untertauchen.
Viele Gefängnisse sind zudem maro-
de. In NRW stehen etwa 1.500 Haft-
plätze wegen baulicher Mängel nicht
zur Verfügung.
In den kommenden Jahren nimmt

das Land 1,2 Milliarden Euro in die
Hand, um fünf neue Haftanstalten zu
bauen. „Wir sehen den Bedarf und be-
gegnen dem Problem“, sagt Peter
Marchlewski, Sprecher des NRW-Jus-
tizministeriums. In 2018 würden zu-
dem 1.135 neue Stellen in der Justiz ge-
schaffen, 200 davon im klassischen
Vollzugsdienst. Nach Angaben des
Bundes der Strafvollzugsbediensteten
(BSBD) werden aber derzeit schon
1.000 zusätzliche Leute gebraucht.
„Wir suchen dringend im ganzen
Land“, sagtederLandesvorsitzendePe-
ter Brock der Rheinischen Post. Aktu-

ell seien nur 5.710 der 6.200 Stellen be-
setzt. „Hinzu kommt die Lücke, die
durch das Personal gerissen wird, das
bald altersbedingt aufhören muss.“ In
den kommenden fünf Jahren müssten
3.000 Bedienstete ersetzt werden, die
in den Ruhestand gehen.
„Der Job wird immer anspruchs-

voller und die Gefangenen nicht ein-
facher“, sagtUweNelle-Cornelsen.Der
Leiter der JVA Bielefeld-Brackwede
spricht von Sprachbarrieren und ho-
her psychischer Belastung. Den Vor-
stoß des Ministeriums – weitere Stel-
len zu schaffen – wertet er als „positi-
ves Signal“.
Woher so viel neues Personal kom-

men soll, weiß aber niemand genau.
Das Land NRW wirbt mit einer Kam-
pagne um Nachwuchs. Marchlewski
räumt jedoch ein, dass sich die Ge-
winnung schwierig gestalte: „Wir sind
wählerisch und haben hohe Anforde-
rungen. Der Job ist hochkomplex.“

Konsequenzen
¥ Neben Bielefeld und Det-
mold klagen auch die Haftan-
stalten in Dortmund, Duis-
burg, Gelsenkirchen, Hagen,
Hamm und Kleve über zu viele
Gefangene. Die Unterbringung
funktioniert nur, wenn Einzel-
zellen doppelt belegt werden.
Da dies nur über einen kurzen
Zeitraum erlaubt ist, werden
die Häftlinge auch in andere
Gefängnisse verlegt. In anderen
Bundesländern wird zudem ge-
prüft, ob ausländische Täter
aus EU-Ländern die Haftstrafe
in ihrem Heimatland absitzen
können.

Ein Blick in die JVA Bielefeld-Brackwede. FOTO: ANDREAS FRÜCHT

Millionendefizit

¥ Arminia hat in der Vergangen-
heit mehrmals eine „Riesenchance“
gehabt, sie aber leider nicht ge-
nutzt. Wenn Privatleute Arminia
zum wiederholten Male retten wol-
len, dann sollen sie das tun. Aber
nur sie. Dass sich auch Stadt und
Land beteiligen sollen, ist nicht ak-
zeptabel. Sollten Stadt und/oder
Land Arminia in der derzeitigen Si-
tuation finanziell unterstützen, soll-
te sich die Bezirksregierung Det-
mold dazu äußern, inwieweit die
Stadt Bielefeld im Haushaltssiche-
rungskonzept eine derartige freiwil-
lige Leistung erbringen darf und ob
eine entsprechende Subventionie-
rung nicht gegen europäisches Recht
verstößt. Manfred Dümmer

33609 Bielefeld

Tschüss SPD

¥ Ist das jetzt staatstragende Ver-
antwortung oder Machtgeilheit?
Weißt du nicht, dass der Wähler das
nicht honorieren wird, egal wie, dei-
ner Meinung nach, erfolgreich die
Ergebnisse auch sein werden? Statt-
dessen lässt du dich von einemCSU-
Hänflingvorführen,dermitdemDe-
mokratiefeind Viktor Orbán den
Bruderkusszelebriert?Istdirklar,wie
viele deiner Restanhänger du damit
verprellst? „Klare Kante, Neuan-
fang, frischerWind“, alles schon ver-
gessen oder gar nicht wirklich ge-
wollt? Du weißt, dass du Federn las-
sen wirst in dieser Legislaturperio-
de. Oh je, SPD. Aber du willst es ja
nicht besser. Manfred Stolz

33334 Gütersloh

Anreize schaffen

¥ Mit Appellen wird man an den
Vorbehalten zu Organspenden
nichts ändern. Eine Möglichkeit, die
Bereitschaftzuerhöhen,wäredieAn-
erkennungmittelseines festen, füral-
le gleichen Zuschusses zu den nach-
gewiesenen Bestattungskosten des
verstorbenen Spenders. Angehörige
könnten dadurch bei den Bestat-
tungskostenentlastetwerdenunddie
Spender hätten bereits zu Lebzeiten
das Gefühl, in zweifacher Hinsicht
etwas Gutes zu tun. Die aufzubrin-
genden, sicherlich überschaubaren
Finanzmittel sollten aus Steuergel-
dern erbracht werden. Unabhängig
davon sollte die Forschung bezüg-
lich künstlicher Organe massiv for-
ciert werden. Peter Böll

33647 Bielefeld

¥ Karlsruhe (AFP). Das seit
Jahrzehnten geltende Streik-
verbot für Beamte in Deutsch-
land steht auf dem Prüfstand.
Das Bundesverfassungsgericht
in Karlsruhe verhandelte jetzt
darüber, ob beamtete Lehrer
streiken dürfen. Dem Verfah-
ren wird eine grundsätzliche
Bedeutung für das gesamte Be-
rufsbeamtentum zugespro-
chen. Bundesinnenminister
Thomas de Maizière (CDU)
verteidigte vor dem Verfas-
sungsgericht das Streikverbot
für Beamte. Aus dem Grund-
gesetz wird ein generelles
Streikverbot für Beamte abge-
leitet. Den Verfassungsrich-
tern liegen vier Verfassungs-
beschwerden von beamteten
Lehrern aus Niedersachsen,
NRW und Schleswig-Holstein
vor. Ein Urteil wird erst in ei-
nigen Monaten erwartet.

¥ Seoul (rtr). Die beiden ko-
reanischen Staaten haben sich
auf die Entsendung einer ge-
meinsamen Frauen-Eisho-
ckeymannschaft zu den Olym-
pischen Winterspielen ge-
einigt. Auch zur Eröffnungs-
zeremonie in der südkoreani-
schen Stadt Pyeongchang wür-
den die Sportler in einer De-
legation einlaufen, heißt es in
einer gemeinsamen Erklä-
rung, die in Südkorea veröf-
fentlicht wurde. Insgesamt will
Nordkorea eine 550 Mitglie-
der starke Delegation entsen-
den. Darunter sind 230 Cheer-
leaders, 140 Künstler und 30
Sportler für eine Taekwondo-
Vorstellung. Sie sollen vom 25.
Januar an in Südkorea ankom-
men. Das IOC will am 20. Ja-
nuar über die Pläne der bei-
den koreanischen Staaten für
die Winterspiele entscheiden.

¥ Berlin (KNA). Union, SPD, Grüne und FDP fordern in einem
Antragdie Einsetzung einesAntisemitismusbeauftragten.Ein ent-
sprechender Antrag mit dem Titel „Antisemitismus entschlos-
sen bekämpfen“ soll in den Bundestag eingebracht werden. Of-
fen sei noch, ob die Stelle imBundeskanzleramtoder in einemMi-
nisterium angesiedelt sein solle. Der Präsident des Zentralrats
der Juden, Josef Schuster, begrüßte den Antrag.

¥ Barcelona (rtr). Im Konflikt zwischen dem katalanischen Par-
lament und der spanischen Regierung zeichnet sich keine Ent-
spannung ab.Die Abgeordnetenwähltenmit Roger Torrent einen
Vertreter der Unabhängigkeitsbewegung zu ihrem Parlaments-
präsidenten. Der abgesetzte Regierungschef Carles Puigdemont
gratulierte auf Twitter: „Ich bin sicher, dass Sie dieses Amt mit
Edelmut und Tapferkeit ausüben und das Land schützen.“

¥ London (AFP). Nach wochenlangen Debatten hat das briti-
sche Unterhaus ein grundlegendes Gesetz zum Austritt aus der
Europäischen Union verabschiedet. Der mit einer Mehrheit von
29 Stimmen angenommene Gesetzentwurf beendet den Vor-
rang des EU-Rechts vor nationalem Recht und ist für das Aus-
scheiden des Vereinigten Königreichs aus der EU von grundle-
gender Bedeutung. Nun muss noch das Oberhaus zustimmen.

(56), Chef des
Bundeskriminalamts, hat sich
füreineAltersfeststellungenbei
bestimmten Tätern ausgespro-
chen. „Das Alter hat Einfluss
auf die Strafbarkeit, denn für
Jugendliche und Heranwach-
sende gilt das Jugendstraf-
recht“, sagte Münch. Welche
Methoden dabei angewendet
werden sollten, ließ er jedoch
offen. FOTO: DPA

(52), scheiden-
der Grünen-Bundesvorsitzen-
der, wird politische Gremien-
sitzungennicht vermissen: „Sie
tragen nicht unbedingt dazu
bei, dass die Lebensqualität
wächst“. Der bekannte Politi-
ker freute sich nach dem Ab-
bruch der Sondierungen sei-
ner Partei mit Union und FDP
zudem über mehr Zeit zum
Musikhören. FOTO:DPA

PERSÖNLICH

Österreichs Kanzler Kurz bei Merkel

Christian Kerl, Brüssel

Der jüngste EU-Regie-
rungschef ist bei seiner

Vorstellungstournee stark dar-
um bemüht, eine proeuropäi-
sche Haltung zu demonstrie-
ren. Andererseits sollen ruhig
allewissen,dass er esnicht eben
eilig hatte, seiner härtesten
Gegnerin in der Flüchtlings-
politik die Aufwartung zu ma-
chen.Als es nun endlich soweit
war, pflegten die geschäftsfüh-
rendeKanzlerinundder frisch-
gewählte Kanzler zwar einen
professionell-freundlichen
Umgang. Aber die Gräben, die
den jungen Wunderwuzzi und
die angeschlagene Regierungs-
chefin trennen, blieben tief.
Kurz betritt die europäi-

sche Bühne als Merkels selbst-
bewusster Gegenspieler. Auch
er spricht von Erneuerung und
Umbruch in der EU. Aber er
meint etwas anderes als die Re-
gierungen in Paris und Berlin.
Erwillnichtmehr, sondernwe-

niger Europa.Die EU soll spar-
samer sein. Sie soll auf ver-
pflichtende Vorgaben zur Ver-
teilung von Flüchtlingen ver-
zichten. Auch zu höheren EU-
Beiträgen sagt Kurz Nein. Das
ist in vielem ein offensives
Gegenprogramm zu Merkel.
Der Debatte um die Zu-

kunftEuropaskönnendieWie-
ner Einsprüche aber durchaus
gut tun.Vorausgesetzt, derKo-
alitionspartner FPÖ zwingt
Kurz nicht zu rechtspopulisti-
schen Abenteuern. Merkel tä-
te gut daran, auf den forschen
österreichischen Konservati-
ven offensiv mit eigenen Ideen
zur Europapolitik zu antwor-
ten. Zumal Kurz auch in der
CDU viele Fans hat. Sie schät-
zen das Signal, dasMerkel Sor-
gen machen darf: Es gibt eine
Alternative zum Mitte-Kurs
der Kanzlerin. nachrichten@

ihr-kommentar.de
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